Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1508 


Sachgebiet 611 


Vorblatt 


Änderung des Gesetzes 

über die Besteuerung des Straßengüterverkehrs 
(Schriftlicher Bericht des Finanzausschusses) 


A. Problem 

Die Straßengüterverkehrsteuer ist bis zum 31, Dezember 1970 
befristet. Die geplante Ablösung durch eine in der Europäischen 
Gemeinschaft einheitliche wegekostenorientierte Abgabe ist bis 
zu diesem Termin nicht mehr möglich. 


B. Lösung 

Das geltende Gesetz soll um ein Jahr verlängert werden. 

C. Alternative 

Keine. 

D. Kosten 

Es wird ein Einnahmeausfall vermieden. 
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Schriftlicher Bericht 

des Finanzausschusses 
(6. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die Besteuerung des 

Straßengüterverkehrs 

— Drucksache VI/1433 — 


A. Bericht des Abgeordneten Baeuchle 


Der Gesetzentwurf wurde in der 81. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 2. Dezember 1970 dem 
Finanzausschuß und mitberatend dem Ausschuß für 
Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 
überwiesen. Beide Ausschüsse haben den Gesetz- 
entwurf am 3. Dezember 1970 beraten. 

Mit dem Verkehrsbericht 1970 der Bundesregie- 
rung (Drucksache VI/1350) wurde der Deutsche Bun- 
destag unter anderem auch über die Schwierigkeiten 
unterrichtet, die sich bei einer Harmonisierung der 
Steuern für Nutzfahrzeuge im Rahmen der Euro- 
päischen Gemeinschaften ergeben haben. Der Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften für eine erste Richtlinie des Rates zur An- 
passung der nationalen Systeme der Steuern für 
Nutzfahrzeuge (Drucksache V/3206) konnte nicht — 
wie ursprünglich vorgesehen — zum 1. Januar 1970 
in Kraft gesetzt werden. In der Folge war es 
nicht möglich, das zum 31. Dezember 1970 auslau- 
fende Gesetz über die Besteuerung des Straßen- 
güterverkehrs durch eine den Harmonisierungsbe- 
strebungen der Europäischen Gemeinschaften ent- 


sprechende wegekostenorientierte Abgabe zu er- 
setzen. 

Bei der früheren Beratung des seit dem 1. Januar 
1969 wirksamen Gesetzes über die Besteuerung des 
Straßengüterverkehrs hatte der Finanzausschuß be- 
reits die übergeordneten verkehrspolitischen Not- 
wendigkeiten anerkannt, aus denen der Zeitraum 
bis zur Verwirklichung einer europäischen Lösung 
durch die geltende Straßengüterverkehrsteuer über- 
brückt werden mußte. Diese verkehrspolitischen 
Notwendigkeiten bestehen nach Auffassung der 
Mehrheit des Ausschusses unvermindert fort. Des- 
halb ist eine Verlängerung des geltenden Gesetzes 
bis zu dem Zeitpunkt, zu dem aus heutiger Sicht 
eine europäische Lösung wirksam werden kann, 
dem 1. Januar 1972, geboten. Die vorgeschlagene 
Änderung des Termins, zu dem das vorliegende 
Anderungsgesetz in Kraft treten soll, ist notwendig, 
um eine lückenlose Fortgeltung des geltenden Rechts 
zu gewährleisten. Im übrigen empfiehlt der Aus- 
schuß, in Übereinstimmung mit dem Votum des mit- 
beratenden Ausschusses, bei einigen Stimmenthal- 
tungen bei der Fraktion der CDU/CSU die Regie- 
rungsvorlage anzunehmen. 


Bonn, den 3. Dezember 1970 


Baeuchle 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/1433 — mit der 
Maßgabe, daß Artikel 3 folgende Fassung erhält: 

„Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am 31. Dezember 1970 in 
Kraft.", 

im übrigen unverändert nach der Vorlage anzu- 
nehmen. 

Bonn, den 3. Dezember 1970 

Der Finanzausschuß 

Dr. Schmidt (Wuppertal) Baeuchle 

Vorsitzender Berichterstatter 
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